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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Aufgabe der Aussenhandelspolitik ist es, möglichst günstige Rahmenbedingungen für
die Exportwirtschaft zu schaffen und die Einfuhr von wichtigen Gütern sicherzustellen.

Ein bewährtes Instrument zur Exportförderung ist die Exportrisikogarantie (ERG). Das
dieser Versicherung zugrundeliegende Gesetz wurde 1980 einer Teilrevision
unterzogen. Der Entwurf des Bundesrates sah eine Abkoppelung der ERG von der
Bundeskasse vor; der Staat sollte nur noch eine Art Rückversicherer für
Schadenzahlungen des Fonds der ERG sein. 
Das Ziel der finanziellen Verselbständigung bestand in der Verstärkung des
Versicherungscharakters der ERG. Man wollte in Zukunft den Eindruck vermeiden, die
schweizerische Exportindustrie werde durch den Bund subventioniert. Der Ständerat
hiess die Vorlage in der Sommersession oppositionslos gut. Im Nationalrat war die
finanzielle Verselbständigung an sich ebenfalls unbestritten; eine lebhafte Diskussion
entspann sich jedoch, als Frau E. Blunschy (cvp, SZ) beantragte, der Bund habe bei der
Gewährung der Risikogarantie für einen Export in die Dritte Welt die Grundsätze der
schweizerischen Entwicklungshilfepolitik mitzuberücksichtigen. W. Renschler (sp, ZH)
setzte sich für eine noch schärfere Formulierung ein: die zuständigen Behörden sollten
keine Garantie für Exportaufträge gewähren dürfen, wenn diese im Widerspruch zu den
Zielen des Entwicklungshilfegesetzes stünden. Beide Votanten wollten dem bisher rein
handelspolitischen Instrument der Exportrisikogarantie eine entwicklungspolitische
Dimension geben; die Koordination von Entwicklungs- und Aussenhandelspolitik soll
verhindern, dass die ERG in Entwicklungsländern sinnlose Projekte unterstützt, durch
welche sich die betreffenden Länder übermässig verschulden. Gegen die Anträge
wandten sich die Fraktionssprecher der FDP, der SVP und des LdU. Man könne kaum
entscheiden, was entwicklungspolitisch sinnvoll sei. Die Schweiz dürfe sich nicht zum
Vormund der Dritten Welt machen und bestimmen, welche Importe einem
Entwicklungsland nützten. Zudem würden entwicklungspolitische Auflagen die
schweizerischen Exporteure gegenüber ihren ausländischen Konkurrenten
benachteiligen; die Vermischung der Exportförderung und der Entwicklungspolitik
werfe also einen Konflikt zwischen Arbeitsplatzsicherung und Entwicklungshilfe auf.
Trotz dieser Einwände stimmte die grosse Kammer dem Antrag von Frau Blunschy mit
einer Mehrheit von drei Stimmen zu. Der Vorschlag Renschlers wurde als zu weitgehend
abgelehnt. Im Differenzenbereinigungsverfahren nahm auch der Ständerat ein
entwicklungspolitisches Element in die Gesetzesrevision auf; danach soll der Bund
allerdings nur bei der Gewährung der Risikogarantie für Exporte nach ärmeren
Entwicklungsländern die Grundsätze der schweizerischen Entwicklungspolitik
mitberücksichtigen müssen. Dieser Formulierung pflichtete der Nationalrat
diskussionslos bei.

Seit September 1980 besteht im Prinzip wieder der freie Kapitalverkehr mit dem
Ausland. Wie wir bereits an früherer Stelle ausgeführt haben, wurde das
Verzinsungsverbot für ausländische Gelder aufgehoben; auch die Bestimmungen über
den Kapitalexport erfuhren eine Liberalisierung. Die bewilligungspflichtigen
Kapitalexporte aus der Schweiz betrugen 1980 CHF 23.3 Mrd. Sie lagen damit um 13
Prozent unter dem Rekordergebnis des Vorjahres. Gesunken sind die Geldaufnahmen
ausländischer Schuldner in Form von Notes (Schuldverschreibungen) und
Finanzkrediten. Dagegen haben sich die Anleiheemissionen um fünf Prozent und die
Exportkredite um 34 Prozent erhöht. Bemerkenswert ist, dass sich die
Entwicklungsländer 1980 auf dem schweizerischen Markt um 19 Prozent mehr Kapital
beschaffen konnten als im Jahr zuvor. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.10.1980
REGINA ESCHER

Durant la procédure de consultation relative au projet de loi sur le contrôle des biens
utilisables à des fins civiles et militaires (dual use), le PRD et l'UDC ont estimé qu'une
telle législation n'aurait d'impact que dans le cadre d'une harmonisation internationale,
sans laquelle la compétitivité des industries d'exportation suisses serait menacée. Les
socialistes et écologistes ont, pour leur part, jugé que seule l'initiative populaire du PS
"Pour l'interdiction de l'exportation de matériel de guerre" fournirait une base
constitutionnelle sûre en la matière. Ils ont par ailleurs redouté, à l'instar de plusieurs
associations caritatives, qu'une telle loi ne conduise à une différence de traitement

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.04.1994
LIONEL EPERON
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entre pays riches et pays pauvres. Quant au PDC, il a salué le projet du Conseil fédéral.
(c.f. aussi: Les prescriptions relatives à la non-prolifération des armes nucléaires du
projet de révision de la loi sur l'énergie atomique) 2

La procédure de consultation relative au projet de révision de la loi sur le matériel de
guerre a donné lieu à des prises de position divergentes. A l'exception du PDC qui a
globalement soutenu les dispositions légales contenues dans le projet du Conseil
fédéral, les points de vue des différents acteurs consultés ont en effet révélé un
important clivage gauche-droite. D'une part, le PRD, l'UDC et les milieux de l'économie
(Vorort et Société suisse des constructeurs de machines, notamment) se sont inquiétés
des répercussions que la révision de la loi aurait sur l'économie suisse. Ils se sont dès
lors prononcés pour un remaniement de fond du projet du gouvernement, à l'instar du
canton de Nidwald où est localisée le producteur d'avions Pilatus. D'autre part, si le PS
et les Verts ont salué l'élargissement de la notion de matériel de guerre prévu dans le
projet, ils ont néanmoins réaffirmé leur volonté d'instaurer une interdiction totale des
exportations de ce type. 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.04.1994
LIONEL EPERON

Nach einem einseitig geführten Abstimmungskampf, der von Westschweizer Medien
zum Kampf zwischen David und Goliath hochstilisiert wurde, fiel das Ergebnis der
Abstimmung zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Indonesien im März 2021
mit nur 51.6 Prozent Ja-Stimmen deutlich knapper aus, als aufgrund des Medientenors
erwartet worden war. Die Stimmbeteiligung lag mit 51.1 Prozent über dem Durchschnitt
der letzten Jahre. Es zeigte sich kein Stadt-Land-Graben zwischen den Kantonen,
stattdessen teilte der altbekannte Röstigraben die Schweiz, mit wenigen Ausnahmen, in
zwei Teile: Basel-Stadt (51.2% Nein-Stimmen) lehnte als einziger Deutschschweizer
Kanton das Abkommen ab, ansonsten sprach sich die Deutschschweiz in breiter Front
für den Freihandel aus. Auf der Gegenseite stimmten die meisten Kantone in der
Westschweiz, insbesondere die Kantone Waadt (65.9% Nein-Stimmen) und Jura (64.8%
Nein-Stimmen), gegen das Abkommen. 
Obwohl dem Abschluss des Freihandelsabkommens damit nichts mehr im Wege stand,
wurde das Ergebnis im Nachgang des Abstimmungssonntags von den Gegnerinnen und
Gegnern des Abkommens als Erfolg verbucht. Diese sahen sich durch den unerwartet
hohen Nein-Anteil in ihrem Anliegen bestärkt und selbst Befürwortende des
Abkommens, wie Ständerat Hannes Germann (svp, SH), befürchteten, dass die vielen
Nein-Stimmen einen Hinweis auf eine starke Skepsis in der Bevölkerung gegenüber
Freihandelsabkommen darstellten. Dem widersprach Christoph Mäder, Präsident von
Economiesuisse, der die einseitige Fokussierung der Debatte auf Palmöl kritisierte und
im knappen Ja «kein Votum gegen den Freihandel» erkennen wollte. Dass es am Schluss
doch knapp nicht für ein Nein gereicht hatte, schrieb La Liberté der späten
Positionierung der Grünen und vor allem der SP zu. Samuel Bendahan (sp, VD),
Vizepräsident der SP, verteidigte seine Partei, die «wirklich in mehrere Lager gespalten
war». Die Uneinigkeit innerhalb der SP zeigte sich auch an mehreren abweichenden
Kantonalsektionen und prominenten Individuen, welche für die Annahme des
Abkommens weibelten. So zeigte sich Nationalrätin Munz (sp, SH) zufrieden mit dem
Ergebnis und meinte überzeugt, dass es von nun an ein «No-Go» sei, Nachhaltigkeit aus
Freihandelsverträgen auszuklammern. Nicht zufrieden mit dem Ausmass der
Nachhaltigkeitsstandards war indes die grüne Nationalrätin Christine Badertscher (gp,
BE), welche die Absicht bekundete, sich nun zumindest bei der Umsetzung noch für
Verbesserungen einsetzen zu wollen. 
Das Referendum schien für viele Akteure einen Wendepunkt in der schweizerischen
Aussenwirtschaftspolitik darzustellen. So bezeichnete Ständerätin Baume-Schneider
(sp, JU) das Abkommen als «Untergrenze für alle jene, die folgen werden». Gegenüber
der AZ zeigte sich die Rechtsprofessorin Elisabeth Bürgi Bonanomi davon überzeugt,
dass die Bevölkerung auch in Zukunft über Handelsabkommen abstimmen werde. Eine
erste Möglichkeit dazu bieten die fertig verhandelten Freihandelsabkommen mit den
Mercosur-Staaten und Malaysia. Nationalrätin Badertscher prognostizierte, dass es
insbesondere das Mercosur-Abkommen an der Urne gar noch schwerer haben werde,
und auch die Bauerngewerkschaft Uniterre liess verlauten, man sei «jederzeit bereit,
wieder das Referendum zu ergreifen». Drei NGOs – Alliance Sud, Public Eye und die
Gesellschaft für bedrohte Völker – forderten in Reaktion auf das Abstimmungsergebnis
ein Gesetz, das eine grössere Kohärenz zwischen der Schweizer
Aussenwirtschaftspolitik und Themen wie Menschenrechten oder Nachhaltigkeit
sicherstellt. Laut den NGOs sei es bei beiden Abkommen unwahrscheinlich, dass
verbindliche Nachhaltigkeitsbestimmungen aufgenommen würden, weshalb weitere

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2021
AMANDO AMMANN
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Referenden unumgänglich seien. 

Abstimmung vom 07. März 2021

Beteiligung: 51.1%
Ja: 1'408'380 (51.6%), (Stände 15 5/2)
Nein: 1'318'630 (48.4%), (Stände 5 1/2)

Parolen: 
- Ja: SVP, CVP, FDP, GLP, EDU, Economiesuisse, Schweizer Gewerbeverband,
Schweizerischer Arbeitsgeberverband, Schweizer Bauernverband, Swissmem,
Hotelleriesuisse, Schweizerischer Versicherungsverband, Swissaid
- Nein: SP (5*), GP, EVP, Juso, Greenpeace, Uniterre, Pro Natura,
Keinbauernvereinigung, Bruno-Manser-Fonds, Solidarité sans frontières, Gesellschaft
für bedrohte Völker, Klimastreik Schweiz
- Stimmfreigabe: Public Eye, Travail.Suisse, Alliance Sud
* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern 4

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Bien qu'elle ait été conçue, à l'origine, comme une mesure d'économie d'énergie,
l'adoption de l'heure d'été a surtout été préconisée en raison d'une meilleure
adaptation, dans le domaine des transports notamment, aux horaires d'été des pays
avoisinants du Sud et de: l'Ouest. Contre la loi qui aurait permis au Conseil fédéral
d'imposer l'heure d'été, les agriculteurs avaient lancé, l'an dernier, un référendum, car
ils craignaient que ce changement d'heure soit néfaste à l'accomplissement des travaux
agricoles ainsi qu'au rythme de vie. Se sont prononcés contre ce projet de loi (alors que
de nombreux milieux ne l'avaient pas pris trop au sérieux), l'UDC, le Parti évangélique,
l'extréme droite et l'Union suisse des paysans, ainsi que quelques sections cantonales
du Parti radical et du PDC. Le vote populaire révéla une faible majorité de non.
Conformément aux pronostics, les cantons ayant des relations étroites avec l'étranger
ont approuvé cette loi.

Votation du 28 mai 1977

Participation: 49.01%
Oui: 886'376 (47.9%) 
Non: 963'862 (52.1%)

Consignes de vote: 
- Oui: PDC, PLR, Adl, PLS, PST
- Non: PEV, MRS, DS, UDC
- Liberté de vote: POCH, PSS 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.05.1978
HANS HIRTER

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Erstmals seit dem 2. Weltkrieg galt 1981 auch in der Schweiz die Sommerzeit. Da
ausser Jugoslawien alle west- und mitteleuropäischen Staaten ihre Uhren während des
Sommers (zumeist vom 29. März bis zum 27. September) um eine Stunde vorstellten,
ergaben sich im Vergleich zu den Vorjahren für die Abwicklung von
grenzüberschreitenden Aktivitäten zweifellos Vereinfachungen. Diese Vorteile waren
vor allem im Bereich der Transporte und der Kommunikation spürbar und überwogen
nach Ansicht des Bundesrates die von der Landwirtschaft beklagten Nachteile bei
weitem. Die Sommerzeit wird deshalb auch 1982 durchgeführt. Allem Anschein nach
wird aber diese Angelegenheit in Zukunft die politische Bühne weiterhin beleben,
beschloss doch die SVP des Kantons Zürich die Lancierung einer Volksinitiative für ein
Verbot der Sommerzeit. Gemäss einer Meinungsumfrage machte eine Mehrheit der

ANDERES
DATUM: 21.03.1981
HANS HIRTER
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Befragten mit der Sommerzeit positive Erfahrungen. 6

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Gemeinsam mit der FDP, der SVP und der LP reichte die Fraktion der CVP Motionen
zur Revitalisierung des Wirtschaftsstandortes Schweiz ein.

MOTION
DATUM: 04.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

1) AB NR, 1980, S. 1216 f.; AB NR, 1980, S. 898 ff.; AB SR, 1980, S. 328 ff.; AB SR, 1980, S. 529 ff.; BBI, I, 1980, S. 626 f.; BBI, II,
1980, S. 73 ff.; BBI, III, 1980, S. 691 f.; BaZ, 3.9., 24.9., 8.10. und 10.10.80; TW, 13.8.80; NZZ, 25.9.80 und 4.2.81; Vat., 24.9.80;
24 Heures, 21.10.80.; Bluntschli (1980). Zu den Beziehungen zwischen schweizerischer Aussenwirtschafts- und
Entwicklungspolitik.; Bulletin/SKA, Jan./Febr. 1981 ; SAZ, 1980, Nr. 17, S. 311; SNB, Monatsbericht. Februar 1981
2) Presse du 5.4.94.
3) Presse des 4.3 et 5.3.94; NZZ, 25.4.94.
4) BBl, 2021 1185; NZZ, 13.2., 6.3.21; AZ, CdT, Exp, LT, Lib, NZZ, QJ, SN, TG, 8.3.21
5) FF, 1978, p. 363 ss.; JdG, 106, 9.5.78; NZZ (sda), 118, 25.5.78; 24 Heures, 122, 29.5.78.
6) AB NR, 1981, S. 1182; AB NR, 1981, S. 1796; AS, 1981, S. 1905; AS, 1981, S. 84 ff.; NZZ, 67, 21.3.81, NZZ, 74, 30.3.81, NZZ, 293,
17.12.81; Presse vom 30.3.81; Bund, 226, 28.9.81.
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